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Ihre Frage Unsere Antwort 

Globale Schuldenkrise 
 

Teilt Ihre Partei die Sorge, dass die sich 

derzeit zuspitzende Schuldenkrise im 

Globalen Süden wie in den 1980er Jahren 

zu einem „verlorenen 

Entwicklungsjahrzehnt” führen könnte? 

Welche Rolle spielen aus Ihrer Sicht 

Schuldenerlasse bei der Finanzierung der 

Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs)? 

Wir hoffen sehr, dass es durch die 

aktuelle Schuldenkrise nicht zu einem 

verlorenen Jahrzehnt für die 

Entwicklung der Länder des globalen 

Südens kommen wird. Wenn die 

Entwicklungszusammenarbeit derzeit 

gravierende Rückschläge erleiden muss, 

sind diese auch durch die Corona-

Pandemie und die großen Krisenherde 

zu begründen. Viele Länder befanden 

sich schon vor der Corona-Pandemie in 

einer Schuldenkrise, die jetzt 

noch vergrößert wird. Wir unterstützen 

Schuldenerlasse  und -stundungen 

ausdrücklich und wollen damit die 

Liquidität für die drängenden 

Aufgaben, auch gerade in Zeiten der 

Corona-Pandemie, stärken. Das größte 

Problem dabei ist, dass alle Gläubiger, 

auch die privaten Geldgeber, an einem 

Strang ziehen müssen. Wir wollen, dass 

die Partnerländer nicht durch 

Schuldendienstzahlungen noch weiter 

in die soziale Ungleichheit und Armut 

getrieben werden. 

Weltweite Austeritätsmaßnahmen 
 

Wie bewertet es Ihre Partei, dass weltweit 

Austeritätsmaßnahmen ergriffen werden, 

um die weitere Bedienung der 

Schuldendienstzahlungen zu ermöglichen 

(2021 in min. 150 Ländern)? Ist dies Ihrer 

Meinung nach ökonomisch sinnvoll und 

sozial vertretbar? Falls nein, welche 

Alternativen gibt es? 

Zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 

und ihrer wirtschaftlichen und sozialen 

Folgen haben viele die Staaten 

weltweit Mittel mobilisiert. Dies ist 

unseres Erachtens die richtige 

Strategie. Ein Rückfallen in eine 

abrupte Austeritätspolitik schafft 

keinen Wohlstand, sondern bedroht 

Wohlstand, Wachstum und 

Arbeitsplätze. Wir stehen deshalb für 

den Weg, durch Wachstum und 

sinnvolle, zielgerichtete 
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Zukunftsinvestitionen aus den 

Schulden herauszuwachsen. 

Common Framework der G20 
 

Bislang bleibt das “Common Framework” 

der G20 hinter den Erwartungen zurück: 

Kein Land konnte bislang abschließend 

eine Umschuldung aushandeln, viele 

Länder bleiben ausgeschlossen. Welche 

weiteren Schritte sind aus Sicht Ihrer Partei 

notwendig, um rasche und nachhaltige 

Fortschritte zu erzielen? 

Das kurzfristige Aussetzen des 

Schuldendienstes im Rahmen der G20 

und des IWF ist bisher nur von wenigen 

Staaten genutzt worden. Das liegt an 

der mangelnden Beteiligung und an 

den Drohkulissen (tw. Rating) der 

privaten Gläubiger wie auch an der 

nicht immer zielführenden Haltung 

Chinas. Die SPD ist der Meinung, dass 

daher die verschuldeten Staaten in 

Zukunft besser politisch unterstützt 

und intensiver juristisch beraten 

werden sollten. Zudem müssen mehr 

Schritte unternommen werden, dass 

endlich die privaten Gläubiger ihren 

gerechten Anteil leisten müssen. 

Schuldenerleichterungen für 

Mitteleinkommensländer 

 

Derzeitige 

Schuldenerleichterungsinitiativen wie die 

DSSI stehen ausschließlich 

Niedrigeinkommensländern offen. Wie 

wird Ihre Partei sich dafür einsetzen, dass 

diese und künftige Initiativen auch für 

krisenbetroffene Mitteleinkommensländer 

wie etwa die Inselentwicklungsstaaten 

geöffnet werden? 

Wir setzen uns dafür ein, dass von 

Krisen betroffene Länder 

Unterstützung erhalten. Dies kann 

auch die durch den Klimawandel 

besonders bedrohten Inselstaaten 

umfassen. Zu den in Krisenfällen 

notwendigen Instrumenten können 

auch finanzielle Unterstützungen oder 

Schuldenerleichterungen gehören. Ein 

zukünftiges globales 

Staateninsolvenzverfahren sollte 

staatliche und vor allem private 

Gläubiger miteinbeziehen und 

Schuldenerlasse für besonders 

gefährdete Ländergruppen formulieren 

und umsetzen. 

Internationales Staateninsolvenzverfahren 
 

Wird Ihre Partei sich dafür einsetzen, dass 

die Schaffung eines internationalen 

Staateninsolvenzverfahrens in den 

Koalitionsvertrag aufgenommen wird? 

Wenn ja, wie sollten Ihrer Meinung nach 

Wir unterstützen eine Initiative für ein 

globales Staateninsolvenzverfahren, 

das staatliche und vor allem private 

Gläubiger miteinbezieht und das 

Schuldenerlasse für besonders 



 

konkrete Umsetzungsschritte für ein 

solches Verfahren aussehen und wo sollte 

es angesiedelt sein? 

gefährdete Ländergruppen formuliert 

und umsetzt. Dabei kann auf 

Vorschläge des IWF aufgebaut werden. 

Echter Fortschritt kann nur gemeinsam 

und damit multilateral erreicht werden. 

Verpflichtung von Privatgläubigern 
 

Was wird Ihre Partei tun, um private 

Gläubiger verbindlich in 

Umschuldungsvereinbarungen 

einzubeziehen? Wird sie zu diesem Zweck 

nationale Gesetzgebungskompetenzen 

nutzen und z.B. ein “Anti-Geiergesetz” 

nach englischem Vorbild verabschieden? 

Sogenannte Geierfonds stellen immer 

wieder ein massives Problem für eine 

effektive Entschuldung dar. Es braucht 

einen rechtlichen Rahmen, der dies 

verhindert. Dieser sollte multilateral 

oder in einem ersten Schritt zumindest 

auf europäischer Ebene voran gebracht 

werden, um effektiv wirksam zu sein. 

Umwandlungsfazilität im BMZ 
 

Wird Ihre Partei sich dafür einsetzen, dass 

die im BMZ angesiedelte 

Umwandlungsfazilität zum Zweck der 

Entwicklungsfinanzierung verschuldeten 

Staaten proaktiver angeboten und damit 

deutlich stärker genutzt wird als bisher? 

Das Handeln des CSU-geführten 

Ministeriums in diesem Bereich ist 

nicht zufriedenstellend. Jedoch sehen 

wir häufig, dass die Schwerpunkte der 

Aktivitäten des BMZ nicht immer mit 

denen der SPD deckungsgleich sind. 

Daher ist es gut vorstellbar, dass die 

SPD, sollten sie an Einfluss im BMZ 

gewinnen, die Schuldenumwandlung 

als Instrument stärkt. 

Sonderziehungsrechte des IWF  

Während einige Industrieländer 

angekündigt haben, die zusätzlich 

geschöpften IWF-Sonderziehungsrechte 

dem Globalen Süden zur Verfügung zu 

stellen, ist das für den deutschen Anteil 

laut Bundesbank gesetzlich nicht möglich. 

Wird sich Ihre Partei für die Änderung des 

entsprechenden Gesetzes einsetzen? 
 

Die Erhöhung der 

Sonderziehungsrechte um 650 

Milliarden US Dollar ist die richtige und 

angemessene Reaktion auf die Corona-

Pandemie. Insbesondere Schwellen- 

und Entwicklungsländern wird ein 

neuer Schub bei der Bekämpfung der 

wirtschaftlichen Folgen der Corona-

Pandemie gegeben. Wir unterstützen 

die Bemühungen, diesen Schub durch 

den Transfer von 

Sonderziehungsrechten noch größer zu 

machen. Nach Einschätzung der 

Deutschen Bundesbank ist dies für sie 

aber rechtlich nicht möglich. Vor dem 

Hintergrund der bald anstehenden 

Herbsttagung des IWF und der Dauer 



 

eines Gesetzgebungsprozesses setzen 

wir uns für die Prüfung von Optionen 

für effektive Hilfen ein, die keiner 

Gesetzesänderung bedürfen. 

 


